
Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das Urteil des Gerichts in der Rechtssache T-378/10 auf­
zuheben, soweit ihre Klage abgewiesen wurde, mit der sie 
beantragt hatten, Art. 1 des Beschlusses der Kommission 
vom 23. Juni 2010 in der Sache COMP/39.092 — Bade­
zimmerausstattungen für nichtig zu erklären, soweit darin 
festgestellt wurde, dass sie an einer fortgesetzten Absprache 
oder abgestimmten Verhaltensweise im Badezimmerausstat­
tungssektor beteiligt waren; 

— den Beschluss der Kommission vom 23. Juni 2010 in der 
Sache COMP/39.092 — Badezimmerausstattungen für nich­
tig zu erklären, soweit darin festgestellt wird, dass sie an 
einer fortgesetzten Absprache oder abgestimmten Verhal­
tensweise im Badezimmerausstattungssektor beteiligt waren; 

— der Kommission die ihnen in dieser Sache entstandenen 
Gerichtskosten und sonstigen Aufwendungen aufzuerlegen; 

— weitere Maßnahmen zu treffen, die der Gerichtshof für an­
gemessen hält. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das Rechtsmittel enthält zwei Gründe. 

Erster Rechtsmittelgrund: Das Gericht habe dadurch einen 
Rechtsfehler begangen, dass es offenkundig die Beweise ver­
fälscht und die rechtliche Prüfung für die Feststellung, dass 
sich die Rechtsmittelführerinnen an einer einheitlichen, komple­
xen Zuwiderhandlung in Bezug auf Keramikprodukte beteiligt 
hätten, fehlerhaft durchgeführt habe. 

Zweiter Rechtsmittelgrund: Das Gericht habe dadurch einen 
Rechtsfehler begangen, dass es seine Entscheidung nicht ord­
nungsgemäß begründet habe. 

Rechtsmittel, eingelegt am 27. November 2013 von 
Productos Asfálticos (PROAS), S.A. gegen das Urteil des 
Gerichts (Achte Kammer) vom 16. September 2013 in 

der Rechtssache T-495/07, PROAS/Kommission 

(Rechtssache C-616/13 P) 

(2014/C 24/27) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Rechtsmittelführerin: Productos Asfálticos (PROAS), S.A. (Prozess­
bevollmächtigte: C. Fernández Vicién, abogada) 

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Rechtsmittel für zulässig und begründet zu erklären; 

— das Urteil des Gerichts vom 16. September 2013 aufzuhe­
ben; 

— ihrem im ersten Rechtszug gestellten Antrag auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung der Kommission vom 3. Okto­
ber 2007 in der Sache COMP/38.710 — Bitumen — (Spa­
nien) stattzugeben oder, hilfsweise, die ihr auferlegte Geld­
buße herabzusetzen; 

— hilfsweise, den Rechtsstreit zur erneuten Entscheidung an 
das Gericht zurückzuverweisen; 

— die Kommission auf jeden Fall zu verurteilen, sämtliche Kos­
ten zu tragen, die sich aus dem vorliegenden Verfahren und 
dem Verfahren vor dem Gericht ergeben. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

1. Die Rechtsmittelführerin macht einen Verstoß des Gerichts 
gegen den Grundsatz eines effektiven Rechtsschutzes gel­
tend, soweit dieses sich geweigert habe, in Ausübung seiner 
Befugnis zu unbeschränkter Nachprüfung ihr Vorbringen im 
Hinblick auf die Festsetzung der Höhe der Geldbuße zu 
prüfen. Dieser Verstoß komme durch folgende Umstände 
zum Ausdruck: 

— Das Gericht habe das, was sie im Rahmen ihrer Nichtig­
keitsklage vorgebracht habe, verfälscht; 

— Es habe, was die Auswirkungen des Verstoßes angehe, 
keine eigenständige Prüfung in Bezug auf die Verhältnis­
mäßigkeit und die Begründung der auferlegten Geldbuße 
vorgenommen. 

— Es habe nicht geprüft, ob die Kommission die Grund­
sätze der Gleichbehandlung und der Rechtssicherheit im 
Vergleich zu früheren Fällen beachtet habe. 

— Es fehle eine wirkliche Analyse des Gewichts von PROAS 
bei dem Verstoß, und die Zurückweisung der beantrag­
ten prozessleitenden Maßnahmen sei fehlerhaft. 

2. Verstoß des Gerichts gegen die Grundsätze der Rechts­
sicherheit und der Gleichbehandlung sowie Verletzung 
der Verteidigungsrechte von PROAS, denn es habe die 
Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen, 
die gemäß Art. 15 Abs. 2 der Verordnung Nr. 17 ( 1 ) fest­
gesetzt würden, fehlerhaft ausgelegt. 

— Das Gericht habe dadurch, dass es zugelassen habe, dass 
die Kommission die geringe Auswirkung eines Verstoßes 
bei der Festsetzung der Geldbuße nicht berücksichtige, 
erlaubt, dass die Kommission gegen ihre eigenen Leit­
linien verstoße. 

— Es habe die Verteidigungsrechte von PROAS verletzt, 
indem es ihr nicht die Möglichkeit gegeben habe, die 
widerlegliche Vermutung, dass Kartelle immer Auswir­
kungen hätten, zu widerlegen.
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3. Verstoß des Gerichts gegen den Grundsatz geordneter Ver­
waltung und der Einhaltung einer angemessenen Verfah­
rensdauer. 

4. Verstoß des Gerichts gegen die für die Kosten geltenden 
Grundsätze. 

( 1 ) Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962: Erste Durch­
führungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. 
Nr. 13 vom 21.2.1962, S. 204). 

Rechtsmittel, eingelegt am 27. November 2013 von Repsol 
Lubricantes y Especialidades u. a. gegen das Urteil des 
Gerichts (Achte Kammer) vom 16. September 2013 in 
der Rechtssache T-496/07, Repsol Lubricantes y 

Especialidades u. a./Kommission 

(Rechtssache C-617/13 P) 

(2014/C 24/28) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Rechtsmittelführerinnen: Repsol Lubricantes y Especialidades, S. A., 
Repsol Petróleo, S. A. und Repsol, S. A. (Prozessbevollmächtigte: 
L. Ortiz Blanco, J. L. Buendía Sierra, M. Muñoz de Juan, Á. 
Givaja Sanz und A. Lamadrid de Pablo, abogados) 

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

1. das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit 

— es der Repsol Petróleo, SA und der Repsol YPF, SA 
(nunmehr Repsol, SA) die gesamtschuldnerische Haftung 
auferlegt; 

— es den Zeitraum von 1998-2002 im Hinblick auf die 
Festsetzung der Geldbuße unzutreffend berücksichtigt; 

— das Gericht den Grundbetrag der von der Kommission 
festgesetzten Geldbuße unter Verkennung seiner Befug­
nis zu unbeschränkter Ermessensnachprüfung und des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit unzutreffend be­
rücksichtigt hat; 

2. die fragliche Entscheidung insofern für nichtig zu erklären; 

3. der Gerichtshof möge die Höhe der Geldbuße in Ausübung 
seiner Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachprüfung 
auf den Betrag herabsetzen, den er für angebracht erachtet; 

4. festzustellen, dass das Verfahren vor dem Gericht unter Ver­
stoß gegen das Recht auf einen effektiven Rechtsbehelf und 
den Anspruch auf ein faires Verfahren innerhalb angemes­
sener Frist (Art. 47 der Charta und Art. 6 EMRK) von nicht 
gerechtfertigter überlanger Dauer war; 

5. der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

1. Erstens macht Repsol geltend, die Methode, nach der die für 
die Eigenständigkeit der Tochtergesellschaft, Repsol Lubri­
cantes y Especialidades, SA, angeführten Beweise in dem 
Urteil beurteilt worden seien, sei rechtsfehlerhaft. Hilfsweise 
trägt sie vor, dass ein Begründungsmangel vorliege. 

2. Zweitens sei das Urteil im Hinblick auf seine Auslegung der 
Kronzeugenregelung von 2002 fehlerhaft. 

3. Drittens verstoße es gegen Art. 261 AEUV und den Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit, weil das Gericht seiner Pflicht, 
Geldbußen in Wettbewerbssachen unbeschränkt nachzuprü­
fen, nicht nachgekommen sei. 

4. Schließlich habe das Gericht dadurch gegen Art. 47 der 
Grundrechtecharta der Europäischen Union ( 1 ) und Art. 6 
der Europäischen Menschenrechtskonvention verstoßen, 
dass es nicht innerhalb einer angemessenen Frist eine Ent­
scheidung getroffen habe. 

( 1 ) ABl. 2000, C 364, S. 1. 

Rechtsmittel, eingelegt am 27. November 2013 von Castel 
Frères SAS gegen das Urteil des Gerichts (Sechste Kammer) 
vom 13. September 2013 in der Rechtssache T-320/10, 
Fürstlich Castell’sches Domänenamt Albrecht Fürst zu 
Castell-Castell/Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt 

(Marken, Muster und Modelle) 

(Rechtssache C-622/13 P) 

(2014/C 24/29) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Rechtsmittelführerin: Castel Frères SAS (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte A. von Mühlendahl und H. Hartwig) 

Andere Partei des Verfahrens: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle), Fürstlich Castell’sches 
Domänenamt Albrecht Fürst zu Castell-Castell 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts vom 13. September 2013 in der 
Rechtssache T-320/10 aufzuheben; 

— die Klage des Fürstlich Castell’schen Domänenamts Albrecht 
Fürst zu Castell-Castell auf Aufhebung der Entscheidung der 
Zweiten Beschwerdekammer des HABM vom 4. Mai 2010 
in der Sache R 962/2009-2 abzuweisen;
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